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Im Untersuchungsausschuss geht es vor-
nehmlich um politische Verantwortlichkei-
ten insbesonderebeider –wieheutebekannt
ist – mangelhaften Kontrolle des Münchner
Unternehmens. „Im Endeffekt haben es die
Behörden im Bund und in Bayern Wirecard
vermutlich sogar erleichtert, sich als armes
Opfer ausländischer Spekulanten und Me-
dien darzustellen, etwa indem die bayeri-
schenBehördengegenJournalistenermittelt
haben und nicht gegen Wirecard selbst“,
sagte derParlamentarischeGeschäftsführer
der FDP-Fraktion. Das sei für Wirecard
„ausgesprochen nützlich“ gewesen.

„Das Ganze hat politisch eine weitrei-
chendeBedeutung“,betontderAbgeordnete
Toncar. „Sowohl dem SPD-Kanzlerkandi-
datenScholzalsauchCSU-ChefSöderdürf-
te es nach dem Untersuchungsausschuss
sehr schwerfallen, sich den Bürgern weiter
als erfahrene und professionelle Regie-
rungsprofisdarzustellen.Fürbeide stehtda-
her inden nächstenMonaten eineMenge auf
demSpiel.“

Wirecard-Skandal: Söder
und Scholz unter Druck
Untersuchungsausschuss will Milliardenbetrug durchleuchten.

STUTTGART/BERLIN. Der Untersuchungs-
ausschuss des Bundestags zum Wirecard-
Skandal nimmt an diesemDonnerstag seine
reguläre Arbeit auf.Der FDP-Obmann Flo-
rian Toncar hat hohe Erwartungen an die
Aufklärungsarbeit. „Ich gehe davon aus,
dassderAusschuss erheblicheVersäumnisse
und Fehleinschätzungen bei der Finanzauf-
sicht und auch bei den Ermittlern in Bayern
zutage fördern wird“, sagte der Böblinger
BundestagsabgeordneteunsererZeitung.
Der Zahlungsdienstleister Wirecard

musste Ende Juni Insolvenz anmelden,weil
aufgrund jahrelanger Bilanzfälschungen
und anderer Betrügereien durch ehemalige
FührungskräfteSchulden vonbis zu 3,2Mil-
liardenEuro aufgelaufen waren.1,9Milliar-
den Euro sollen angeblich auf Konten in
Asien liegen, sind aber nicht auffindbar. In-
solvenzverwalter Michael Jaffe stellte fest,
dass die Konten in den letzten Monaten vor
der Insolvenz „leer geräumt“ worden seien.

Von Matthias Schiermeyer

Wetter

Mittags 13°
Nachts 9°
Bewölkt und windig, dazu
fällt wechselnder Regen

Eltern: Digitalisierung der
Schulen kommt nicht voran
Umfrage der baden-württembergischen Zeitungen: Große Mehrheit der Eltern hat den Eindruck,
dass die Ausstattung der Schulen im Land mit Computern zuletzt nicht besser geworden ist.

Von Rainer Pörtner

Mindestlohn
steigt auf
10,45 Euro
Arbeitsminister Hubertus Heil sieht
noch deutlich Luft nach oben.

BERLIN. DergesetzlicheMindestlohn wird in
den kommenden beiden Jahren auf 10,45
Euro pro Stunde angehoben. Das hat das
Bundeskabinett beschlossen. Die Lohn-
untergrenze wird in vier Schritten steigen.
Die erste Anhebung erfolgt zu Beginn des
kommendenJahres vonderzeit 9,35Euroauf
9,50 Euro. Zum 1. Juli 2021 steigt der Min-
destlohn auf 9,60Euro.Anfang 2022 wird er
auf 9,82 Euro und für das zweite Halbjahr
2022 auf 10,45Euro angehoben.
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil

(SPD) sagte, die von Mindestlohnkommis-
sion vorgeschlagene Anpassung orientiere
sich an der Tarifentwicklung, berücksichti-
ge aber auch diewirtschaftlichenUnsicher-
heiten der Corona-Pandemie.Die Lohnkos-
tensteigerungen für die Unternehmen wür-
den so verteilt, dass sie tragbar seien. Zu-
gleich werde der Mindestschutz für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer verbessert.
„Ich sehe aber perspektivisch noch deutlich
Luft nach oben“, fügteHeilhinzu. (epd)

Mit den Schulschließungen in diesem
Frühjahr haben die baden-württembergi-
schen Väter und Mütter praktische Erfah-
rungen mit dem Homeschooling ihrer Kin-
der gemacht. Ein Problem war dabei offen-
sichtlich die schlechte digitale Ausstattung
der Schulen. Während die Eltern ihre eige-
nenHaushalteüberwiegendgut mitCompu-
tern ausgestattet sehen, beobachten sie gro-
ße Defizite bei den Schulen: 37 Prozent be-
werten die Ausstattung der Schule der eige-
nenKinder als eher schlecht,21Prozent als
sehr schlecht.
Die stark ansteigenden Corona-Zahlen

sorgen für große Unruhe im Land. Zwei
Drittel der Eltern machen sich große oder
sogar sehr große Sorgen, dass ihre Kinder
kurzfristig nicht mehr zur Schule oder in
die Betreuungseinrichtungen gehen kön-
nen. Für die überwältigende Mehrheit der
Eltern wie auch der gesamten Bevölkerung
inBaden-Württemberg hat eine verlässliche
Betreuung der Kinder eine außerordentlich
großeBedeutung:92ProzentderEltern istes
wichtig oder sehr wichtig, dass auch inKri-
senzeiten ein verlässlicher Schulunterricht
und eine verlässliche Betreuung von Kin-
dern gewährleistet sind.

b Leitartikel Seite 2

STUTTGART. Der oft beschworene Digitali-
sierungsschubdurchCoronahatdieSchulen
in Baden-Württemberg bisher nur begrenzt
erreicht: Zwei Drittel der Eltern haben den
Eindruck, dass sich die Ausstattung der
Schulen mitComputern undanderendigita-
len Medien in den letzten Monaten nicht
verbessert hat. Das ist das Ergebnis des
BaWüChecks, einer Umfrage im Auftrag
der Tageszeitungen in Baden-Württem-
berg, die vom Institut für Demoskopie
Allensbach (IfD) zu den Auswirkungen
der Corona-Krise auf das Bildungssys-
temdurchgeführt wurde.
Die Krise hat den Eltern nach Ein-

schätzung der Allensbacher Demosko-
pen auch bewusst gemacht, dass Lehrer
im Allgemeinen für den digitalen Unter-
richt nichtausreichendausgebildet undge-
schult sind. Lediglich zehn Prozent der Be-
völkerung halten die Ausbildung derLehrer
in diesem Bereich für ausreichend, von den
Eltern sind es 18 Prozent. 68 Prozent derEl-
tern bezweifeln laut der Umfrage unter
mehr als 1000 Personen ausdrücklich, dass
Lehrer für den digitalen Unterricht hinrei-
chendausgebildet undgeschult sind.

BaWüCheck
Gemeinsam fragen

78 Tageszeitungen nach Topthemen

des Landes: Wie zufrieden sind die

Baden-Württemberger mit der Regierung?

Welche Agenda setzen sie der Politik?

Die repräsentativen Antworten liefert

unser BaWüCheck in mehreren Teilen

bis zur Landtagswahl.

Durststrecke
Die neuen Kontaktbeschränkungen
haben ein Ziel: Weihnachten.

Kommentar

Es ist wohl so,dass vieleMenschen in
Deutschland eher ungläubig auf die ho-
hen Infektionszahlenblicken.Diejenigen,
die sich seitMärz andieRegelnhalten,
ihreKontakte reduzieren und ihrLeben
andieneueLage anpassen.Es sindauch
diejenigen,die verstandenhaben,dass wir
alle es einStück weit inderHandhaben,
wie sichdiePandemie inDeutschland
entwickelt undwie starkdieWirtschaft
amEndeunter neuenZwangsmaßnah-
men leidet –und es sindauchdiejenigen,
die sichkopfschüttelnddieFrage stellen:
Wiekonnte es so weit kommen?

DieFragekönnen am ehestendie be-
antworten,die es nicht so genau genom-
menhaben mitdemAbstandhalten und
Masketragen.DerFragemüssen sich aber
auchRegierende stellen – etwa inBaden-
Württemberg,wodasWarnsystembinnen
wenigerWochen vom Infektionsgesche-
hen überholt wurde.Siemüssen sich an
demVersprechen messen lassen,dass
Wirtschaft,Schulen undKitas nur in letz-
ter Instanz so gebeutelt werden wie im
Frühjahr – vor allemdie erneutbetroffe-
nenWirtewerden eineAntwort fordern.

UmdurchdenWinter zu kommen,
braucht es offensichtlich vor allem eines:
wirksameundnachvollziehbareFrüh-
warnsysteme,auf die sich alle verlassen
können. ImmerhärtereMaßnahmen ma-
chen irgendwann auch jenemürbe,die die
ganzeZeit überbravdaran mitgearbeitet
haben,die zweiteWelle zubrechen.Viel-
leichthilft esda,dass nachder sichnun
abzeichnendenDurststrecke imNovem-
ber ein gemeinsamesZiel steht:Weih-
nachten imKreise derLieben –möglichst
ohneKontaktbeschränkungen unddas
vorherigeStudium lokalerCorona-Ver-
ordnungen.Es wäre allen zu wünschen.

annika.grah@stuttgarter-nachrichten.de

Von Annika Grah
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Teil-Lockdown
ab Montag
BundeskanzlerinAngelaMerkel (CDU) und
die Ministerpräsidenten der Länder haben
beschlossen, dass das öffentliche Leben in
Deutschland aufgrund der Corona-Pande-
mieweitgehend heruntergefahren wird.Von
kommenden Montag an müssen Restau-
rants, Theater, Fitnessstudios, Kinos, Kon-
zerthäuser und Schwimmbäder befristet bis
Ende November schließen. Außerdem wer-
den private Kontakte stark eingeschränkt:
So dürften nur nochAngehörige des eigenen
Hausstandes und eines weiteren zusammen-

kommen – maximal zehn Personen, sagte
Merkel.Touristische Reisen sind imNovem-
ber ebenfalls nicht erlaubt. Schulen, Kitas
undHandelbleiben aber geöffnet.
Kanzlerin Merkel sagte, Deutschland

müsse eine „akute nationale Gesundheits-
notlage“ vermeiden. Dafür sei eine „natio-
nale Kraftanstrengung“ nötig. Andernfalls
kommeDeutschland „binnenWochen andie
Leistungsgrenze desGesundheitssystems“.

b Kommentar
b Seiten 2 und 3

Bundeskanzlerin
Angela Merkel

Macron kündigt
neuen Lockdown an
PARIS. Angesichts steigender Fallzahlen
kehrt Frankreich zu einem Lockdown zu-
rück.PräsidentEmmanuelMacron kündigte
am Mittwoch in einer Rede an die Nation
neue Einschränkungen ab Freitag an, die bis
Dezember gelten sollen. Allgemein müssen
die Menschen zu Hause bleiben, außer um
notwendige Einkäufe zu tätigen oder zum
Arzt zu gehen.Wenn irgendwiemöglich soll
von zuHause gearbeitet werden. ImGegen-
satz zum Lockdown im März sollen dieses
MaldiemeistenSchulen offenbleiben.

„Das Virus breitet sich mit einer Ge-
schwindigkeit aus, die nicht einmal die pes-
simistischsten Prognosen vorhergesagt ha-
ben“, sagte Macron. Frankreich werde wie
die Nachbarländer „von der zweiten Welle
überrannt“. (rtr)

Kreisrundschau

Tageszeitung
im Kreis Böblingen
für Herrenberg und das Gäu Amtsblatt für den Kreis Böblingen
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Im Lokalteil

Herrenberg und das Gäu

Der Böblinger Landrat
Roland Bernhard stellt
den Klinikverbund
Südwest infrage Seite 15

Lokales

Fabian Sieber vom
Nebringer Metallbauer
Schittenhelm ist
Kammersieger Seite 17

Lokale Kultur

Liebevoll inszenierte das
Tübinger Theater
Herzeigen „Jim Knopf“
in Herrenberg Seite 16

Lokalsport

Pause für die SG-Männer:
Im Handball wird der
Spielbetrieb weitest-
gehend ausgesetzt Seite 23
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